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Transparenzrichtlinie betreffend Vergütung des Verwaltungsrats
und der Geschäftsleitung
Es fehlt der Wille
Der Ständerat berät als Zweitrat am 8. Juni die Transparenzrichtlinie zu den Managerlöhnen. Die Gefahr ist gross, dass der bereits zahmen Vorlage noch die restlichen Zähne gezogen werden. Vor dem Hintergrund der wieder angefachten Managerlohndebatte ist dies unverständlich. Travail.Suisse, der Dachverband der Arbeitnehmenden, fordert die individuelle Offenlegungspflicht der Vergütungen aller Geschäftsleitungsmitglieder und das Mitspracherecht der Aktionärsversammlung. Zudem soll die Pflicht zur Transparenz für alle Grossunternehmen gelten. 
Das Problem der Managerlöhne ist ungelöst. Eindrücklich veranschaulicht dies die wieder angefachte Diskussion über die obszönen Managerentschädigungen in Schweizer Firmen. Während die Führungsetage jährlich Gehaltserhöhungen in zweistelliger Prozentzahl erhält, wird die Belegschaft mit dem Teuerungsausgleich und ein paar Zusatzfränklis abgespiesen. Landauf, landab ist die Glaubwürdigkeit der Manager dahin. Sogar die bürgerlichen Parteien räumen ein, dass die Abzockermentalität der Wirtschaft schadet. 
Schweiz im Rückstand

Ein Blick ins internationale Umfeld zeigt, dass die OECD, die Europäische Kommission, Grossbritannien, die USA und Deutschland in Sachen Offenlegung von Vergütungen bedeutend weiter sind als die Schweiz. Seit dem Frühjahr 2004 ist die revidierte  Corporate-Governance-Richtlinie der OECD in Kraft. Diese Richtlinie mit Empfehlungscharakter verlangt die individuelle Offenlegungspflicht, das Mitspracherecht der Aktionäre bei der Entschädigungspolitik und einen evidenten Zusammenhang zwischen Unternehmensperformance und Entschädigung in der Führungsspitze. Die Europäische Kommission setzt gegenwärtig einen ambitiösen Massnahmenkatalog um. In Grossbritannien entscheidet bereits heute die Aktionärsversammlung über die Entschädigungen der Führungsspitze, in Deutschland verlangt ein neues Gesetz die individuelle Offenlegung und Mitsprache der Eigentümer. 
Gestutzte Transparenz 
Die Schweizer Börse konnte sich dem internationalen Bestreben bezüglich Transparenz nicht weiter verschliessen und erliess im Jahr 2002 eine Transparenzrichtlinie. Diese Selbstregulierung, die keine individuelle Offenlegung der Vergütungen verlangt, genügt aber nicht. Es fehlen die Legitimation, die Richtigkeit der Angaben zu überprüfen, sowie griffige Sanktionsmöglichkeiten. 
Der Bundesrat stutzte bereits im Jahr 2003 den Vorschlag für eine gesetzliche Regelung stark zurück. Er strich die individuelle Offenlegungspflicht aus der Vorlage und beschränkte den Geltungsbereich auf die börsenkotierten Unternehmen. Die Expertengruppe hatte sinnvollerweise vorgesehen, dass alle wirtschaftlich bedeutenden, auch nicht-kotierten Unternehmungen ab 200 Vollzeitstellen oder einer Bilanzsumme von 20 Millionen Franken unter die Transparenzvorschrift fallen sollen. 
Der Nationalrat verpasste es in der Frühjahrssession, den Minderheitsvorschlag zur individuellen Offenlegungspflicht anzunehmen und der Aktionärsversammlung mehr Mitspracherechte betreffend Managerentschädigungen einzuräumen. 
Die ständerätliche Kommission schwächte in den Vorberatungen die Vorlage nochmals ab. Bei den zusätzlichen Angaben zu den Vergütungen zuhanden ehemaliger Verwaltungsrats- und Geschäftsleitungsmitglieder sowie nahe stehender Personen müssen nur noch die Entschädigungen angegeben werden, die unter den schwammigen Begriff „nicht-marktüblich“ fallen. Auch die Optionsrechte für frühere Mitglieder müssen nicht ausgewiesen werden.
Von Anfang an revisionsbedürftig

Der Wille der bürgerlichen Mehrheit zur Transparenz in der Chefetage ist ein halbherziger. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass die Verflechtung zwischen Wirtschaft und Parlament nach wie vor gross ist. Bei einer transparenteren Richtlinie würden gewisse Mitglieder des Parlaments Gefahr laufen, selber mehr preisgeben zu müssen, als ihnen lieb ist. Um ihre Pfründe ins Trockene zu bringen, wird eine Transparenzrichtlinie beschlossen, die revisionsbedürftig ist, bevor sie in Kraft tritt. Travail.Suisse, der Dachverband der Arbeitnehmenden, fordert die individuelle Offenlegungspflicht für alle Geschäftsleitungsmitglieder und das Mitspracherecht der Aktionärsversammlung. Zudem soll die Pflicht zur Transparenz für alle Grossunternehmen gelten. 
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